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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 über die Anwendung der Systeme der Sozialen 
Sicherheit auf die Arbeitnehmer und deren Familienangehörige, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

auf Grund des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
der Artikel 2, 7 und 51, 

auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates vom 14. Juni 1971 über die Anwendung 
der Systeme der sozialen Sicherheit auf die Arbeit- 
nehmer und deren Familienangehörige, die inner- 
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern 1 ), in der 
zuletzt durch die Verordnung (EWG) Nr. 2864/72 2 ) 
geänderten Fassung, insbesondere deren Artikel 95 
und 97, 

auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des 
Rates vom 21. März 1972 3 ) zur Durchführung der 
vorgenannten Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 in 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 
vom 5. Juli 1971, S. 2 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 306 
vom 31. Dezember 1972, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 74 
vom 27. März 1972, S. 1 


der zuletzt durch die Verordnung (EWG) Nr. 878/ 
73 4 ) geänderten Fassung, insbesondere deren 
Artikel 121, 

auf Grund des nach Anhörung der Verwaltungs- 
kommission für die soziale Sicherheit ausgearbeite- 
ten Kommissionsvorschlages, 

auf Grund der Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

in der Erwägung, daß die vorgenannten Verord- 
nungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 am 1. Ok- 
tober 1972 in Kraft getreten sind und seit dem 

1. April 1973 in den neuen Mitgliedstaaten gelten, 
in der Erwägung, daß die Rechtsvorschriften 
einiger Mitgliedstaaten seit den genannten Zeit- 
punkten Änderungen erfahren haben und die Er- 
fahrung einige Lücken in der Gemeinschaftsregelung 
aufgezeigt hat ■ — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 86 
vom 31. März 1973, S. 1 


Artikel 1 


Die Verordnung (EWG) Nr. 1408/ 

71 wird wie folgt geändert: 

1 . In Artikel 15 ist Absatz 3 Unter- 
absatz 2 zu streichen. 

2. Anhang III, Abschnitt I. Ver- „Großbritannien 

einigtes Königreich wird wie Gesetz vom 14. Juli 1971 über die Leistungen bei Invalidität 
folgt geändert: Nordirland 

Gesetz vom 16. Juli 1971 über die Leistungen bei Invalidität." 


3. Anhang IV wird wie folgt ge- In der Übersicht Belgien treten in der Rubrik „Italien" in der Spalte 
ändert: „Allgemeines System" die Worte „keine Übereinstimmung" an die 

Stelle des Wortes „Übereinstimmung". 

In der Übersicht Frankreich treten in der 1., 4. und 7. Spalte der 
Rubrik „Italien" die Worte „keine Übereinstimmung" an die Stelle 
des Wortes „Übereinstimmung", 

In der Übersicht Luxemburg treten in der Spalte „Invalidität Arbeiter" 
der Rubrik „Italien" die Worte „keine Übereinstimmung" an die 
Stelle des Wortes „Übereinstimmung". 
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„10. Für die Feststellung des Anspruchs auf Sachleistungen gemäß 
Artikel 22 Abs. 1 Buchstabe a und gemäß Artikel 31 der Verordnung 
bezeichnet der Ausdruck »Familienangehöriger' jede Person, die nach 
dem Gesetz über öffentliche Gesundheit als Familienangehöriger gilt. 
11. Für die Anwendung des Artikels 12 Abs. 2 der Verordnung auf 
die dänischen Rechtsvorschriften gelten Invaliditäts-, Alters- und 
Witwenrenten als Leistungen gleicher Art." 

(2) In Abschnitt C. Deutsch- 
land werden nach Absatz 7 

folgende Absätze hinzugefügt: „8. § 1233 Reichsversicherungsordnung und § 10 Angestelltenver- 
sicherungsgesetz in der Fassung des Rentenreformgesetzes vom 
16. Oktober 1972, welche die freiwillige Versicherung in der deut- 
schen Rentenversicherung regeln, werden auf die Staatsangehörigen 
der übrigen Mitgliedstaaten und die in deren Gebiet wohnenden 
Staatenlosen und Flüchtlinge wie folgt angewandt: 

Freiwillige Beiträge zur deutschen Rentenversicherung dürfen bei 
Erfüllung der allgemeinen Voraussetzungen entrichtet werden, wenn 

a) die betreffende Person ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent- 
halt im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland hat; 

b) die betreffende Person ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent- 
halt im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates hat und zu irgend- 
einem Zeitpunkt vorher in der deutschen Rentenversicherung 
pflicht- oder freiwillig versichert war; 

c) der Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates seinen Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet eines Drittstaates 
hat, in der deutschen Rentenversicherung für wenigstens 60 Mo- 
nate Beiträge entrichtet hat oder nach den vorher geltenden Über- 
gangsbestimmungen zur freiwilligen Versicherung berechtigt war 
und nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates 
nicht pflicht- oder freiwillig versichert ist. 

9. § 51 a Abs. 2 Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz 
und § 49 a Abs. 2 Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetz in 
der Fassung des Rentenreformgesetzes vom 16. Oktober 1972 werden 
durch die Verordnung Nr. 1408/71 (EWG) nicht berührt. Personen, 
die nach Ziffer 8 Buchstabe b und c zur freiwilligen Versicherung be- 
rechtigt sind, können Beiträge nur für Zeiten entrichten, für die nicht 
bereits Beiträge nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
entrichtet worden sind." 


„Wohnen die in Artikel 19 Abs. 1, Artikel 22 Absätze 1 und 3, 
Artikel 25 Absätze 1 und 3, Artikel 36 Abs. 1, Artikel 28 a, Artikel 29 
und Artikel 31 der Verordnung genannten Arbeitnehmer, Renten- 
antragsteller oder -berechtigte sowie ihre Familienangehörigen in 
Irland oder halten sie sich dort auf, so erhalten sie sämtliche in den 
irischen Rechtsvorschriften vorgesehenen Sachleistungen kostenlos, 
wenn die Kosten für diese Leistungen zu Lasten des Trägers eines 
anderen Mitgliedstaates als Irland gehen." 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. Februar 1974 - 1/4 - 680 70 - £ - So 13/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. Januar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


(3) Abschnitt E. Irland: 
a) Absatz 3 erhält folgenden 
Wortlaut: 


4. Anhang V wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

(1) Im Abschnitt B. Dänemark 
werden nach Absatz 9 folgende 
Absätze hinzugefügt: 
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b) Nach Absatz 3 wird folgen- 
der Absatz 3 a eingefügt: 


c) Nach Absatz 4 sind folgende 
Absätze einzufügen: 


(4) Abschnitt G. Luxemburg: 
Der Wortlaut dieses Abschnitts 
erhält die Absatznummer 1. 
Nach diesem Absatz ist folgen- 
der Absatz 2 einzufügen: 


(5) Abschnitt I. Vereinigtes 
Königreich: 

Nach Absatz 9 werden folgende 
Absätze eingefügt: 


„Die in Irland wohnenden Familienangehörigen eines Arbeitnehmers, 
für den die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates als 
Irland gelten und der die Voraussetzungen nach diesen Rechtsvor- 
schriften erfüllt, um gegebenenfalls unter Berücksichtigung des 
Artikels 18 leistungsberechtigt zu sein, erhallen sämtliche in den 
hischen Rechtsvorschriften vorgesehenen Sachleistungen kostenlos. 
Die Kosten für die gewährten Leistungen sind von dem Träger zu 
übernehmen, bei dem der Arbeitnehmer versichert ist, 
übt jedoch der Ehegatte des Arbeitnehmers oder die Person, der die 
Sorge für die Kinder obliegt, in Irland eine berufliche Tätigkeit aus, 
so gehen die den Familienangehörigen gewährten Sachleistungen in 
dem Maße zu Lasten des irischen Trägers, in dem der Anspruch auf 
die genannten Leistungen nur auf Grund der irischen Rechtsvor- 
schriften begründet sein sollte." 


„5. Für die Feststellung des Anspruchs auf Sachleistungen gemäß 
Artikel 22 Abs. 1 Buchstabe a und Artikel 31 der Verordnung bezeich- 
net der Ausdruck Familienangehöriger' jede Person, die für die An- 
wendung der Gesetze von 1947 bis 1970 über den Gesundheitsdienst 
(Health Acts 1947 bis 1970) als Unterhaltsberechtigter des Arbeitneh- 
mers anerkannt ist. 

6. Für die Anwendung des Artikels 12 Abs. 2 der Verordnung auf die 
irischen Rechtsvorschriften gelten Invaliditäts-, Alters- und Witwen- 
renten als Leistungen gleicher Art." 


„Bei der Gewährung des unveränderlichen Teils der luxemburgischen 
Renten werden die von nicht in Luxemburg wohnenden Arbeitneh- 
mern nach den luxemburgischen Rechtsvorschriften zurückgelegten 
Versicherungszeiten vom 1. Oktober 1972 an Wohnzeiten gleich- 
gestellt." 


„10. Bei der Anwendung der Bestimmungen des Titels III Kapitel 3 
der Verordnung bleiben sowohl die vom Versicherten nach den 
Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs entrichteten gestaffel- 
ten Beiträge als auch die nach denselben Rechtsvorschriften zu zahlen- 
den gestaffelten Leistungen bei Alter außer Betracht. Um diese 
Leistungen erhöht sich der auf Grund dieser Rechtsvorschriften ge- 
schuldete Leistungsbetrag, der entsprechend den Bestimmungen des 
genannten Kapitels als dem Versicherten tatsächlich geschuldete 
Leistung zu ermitteln ist. 

11. Bei der Besprechung des Arbeitsentgelts für die Gewährung der 
entsprechend dem in den Rechtsvorschriften des Vereinigten König- 
reichs vorgesehenen lohnabhängigen Zulage, insbesondere zum Kran- 
kengeld, Arbeitslosengeld und den zeitweiligen Leistungen an Wit- 
wen, wird in Abweichung von Artikel 23 Abs. 1, Artikel 47 und 
Artikel 68 Abs. 1 der Verordnung dem Arbeitnehmer für jede als 
Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied- 
Staates zurückgclegte Beschäftigungswoche während des in Betracht 
kommenden Steuerjahres ein Betrag in Höhe eines durchschnittlichen 
WFchenarbeitsentgelts angerechnet, das dem durchschnittlichen 
Wochensatz der lohnabhängigen Zulage entspricht, die auf Grund 
von Schätzungen einem männlichen bzw. weiblichen Arbeitnehmer 
während des laufenden Leistungsjahres zu zahlen ist. 

12. Für die Feststellung des Anspruchs auf Sachleistungen gemäß 
Artikel 22 Abs. 1 Buchstabe a und Artikel 31 der Verordnung bezeich- 
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net der Ausdruck Familienangehöriger' jede Person, die im Sinne des 
Gesetzes über die staatliche Versicherung oder der Rechtsvorschriften 
über Arbeitsunfälle des Vereinigten Königreichs als unterhaltsberech- 
tigt gilt. 

13. Bei der Anwendung des Artikels 12 Abs. 2 der Verordnung auf 
die Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs gelten Invalidi- 
täts-, Alters- und Witwenrenten als Leistungen gleicher Art. 

14. Bei der Anwendung des Erlasses über die nicht an Beiträge 
gebundenen Leistungen der sozialen Sicherheit und über die Arbeits- 
losenversicherung (Gibraltar) gilt jede Person, auf die die Verord- 
nung anwendbar ist, als in Gibraltar wohnhaft, wenn sie in einem 
Mitgliedstaat wohnt. 

5. Der englische Text nachstehend 
aufgeführter Artikel ist wie 
folgt zu ändern: 

(1) In Artikel 14 (1) (b), Zeile 

5 ist vor „own account" „its" einzufügen. 

(2) In Artikel 38 (2), Zeilen 3 

bis 5 ist „in a completion of insurance periods shall take account to where 

appropriate" zu streichen und zu ersetzen durch „in an occupation 
which is subject to a special scheine, or where appropriate," 

[vgl. Artikel 45 (2)]. 


„a" anstatt „am" 

„be" anstatt „bei" 

„is" anstatt „ist" 

„still" anstatt „stil" 

„be deemed" anstatt „bedeemed". 

(4) In Artikel 47 (3), Zeile 6 ist nach „residing" „in the territory of another Member State as if 

they were residing" einzufügen. 

(5) In Artikel 57 (2), Zeile 3 muß es „condition" anstatt „conditions" heißen. 

(6) In Artikel 58 (2), Zeile 4 

bis unten ist der Wortlaut ab „shall determine" abzuändern in: 

„shall take account exclusively of the Standard wage or salary or, 
where appropriate, the average of the Standard wages or salaries 
corresponding to the periods completed under the said legislation." 

(7) In Artikel 71 (1) (a) (ii) , 

Zeile 6 ist nach „employed" ein Komma einzufügen. 

(8) In Artikel 75 (1) (a), Zeile 

12 ist „or situated" zu streichen und „or" zwischen „staying" und „resid- 

ing" einzufügen. 

Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 
wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 12 Abs. 2 wird ge- 
strichen. 

2. Artikel 46 Abs. 3 wird ge- 
strichen. 

3. Anhang 1 wird wie folgt er- 
gänzt: 

I. Vereinigtes Königreich: Nach 
Nummer 4 ist folgende Num- 
mer 5 einzufügen: „5. The Director, Department of Labour and Social Security (Leiten- 

Direktor des Ministeriums für Arbeit und soziale Sicherheit), 
Gibraltar." 


(3) In Artikel 45 muß es 

heißen: (2) Zeile 1 

(3) Zeile 1 

(2) Zeile 7 

(3) Zeile 7 
Zeile 8 
Zeile 13 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/1648 


4. Anhang 2 wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

a) Abschnitt C. Deutschland - 

unter 1. Krankenversiche- 
rung: vor den Worten „Für 
die Anwendung des Artikels 
25 Abs. 1 der Verordnung" 
ist folgender Absatz einzu- 
fügen: „Für die Anwendung des Artikels 

13 Abs. 2 Buchstabe d der Verord- 
nung: Die für den Wohnort des Arbeit- 

nehmers zuständige „Allgemeine 
Ortskrankenkasse " , 

wenn der Arbeitnehmer im Gebiet 
eines anderen Mitgliedstaates 

wohnt: Die „Allgemeine Ortskranken- 

kasse Bad Godesberg", Bonn-Bad 
Godesberg. 

Waren die Familienangehörigen 
des Arbeitnehmers vor dessen Ein- 
berufung zum Wehrdienst oder 
einer Wehrübung gemäß Artikel 
17 Abs. 1 der Durchführungsver- 
ordnung bei einem deutschen Trä- 
ger versichert: der Träger, bei dem diese Fami- 

lienangehörigen versichert sind." 

b) Abschnitt C. Deutschland - 
unter 1. Krankenversiche- 

xung, Buchstabe a: Die Worte „oder einer Landkrankenkasse" sind zu streichen. 

c) Zu Abschnitt C. Deutschland 
- erhalten Überschrift und 
Einleitung zu Nr. 2 folgende 

Fassung: „Rentenversicherung der Arbeiter, Rentenversicherung der Angestell- 

ten und knappschaftliche Rentenversicherung: 

Für die Entscheidung über Leistungsanträge und die Zulassung zur 
freiwilligen Versicherung innerhalb dieses Verfahrens sowie die 
Gewährung der Leistungen nach der Verordnung:" 

d) Abschnitt D. Frankreich: 

(1) Der Wortlaut unter 2. 
erhält folgende Fassung: 

„2. Bei Anwendung des Artikels 
96 der Durchführungsverord- 

nun 9 ; a) Allgemeines System: Caisse nationale de l'assurance- 

maladie (Staatliche Krankenkasse), 
Paris 

b) System für die Landwirt- 
schaft: Caisse de mutualite sociale agri- 

cole (Gegenseitigkeitskasse der 
Sozialversicherung in der Land- 
wirtschaft) 

c) System für den Bergbau: Caisse autonome de securite so- 
ciale dans les mines (Staatliche 
autonome Knappschaft), Paris 

d) System für die Seeleute: Etablissement national des inva- 
lides de la marine (Staatliche An- 
stalt für invalide Seeleute), Paris." 


aa) im allgemeinen: — Der Arbeitgeber oder der an 

seine Stelle tretende Versiche- 


(2) Der Wortlaut unter 4, I, 
b), iii) erhält folgende Fas- 
sung: 

„iii) Arbeitsunfall: 


5 



Drucksache 7/1648 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


rer für Unfälle vor dem 1. Juli 
1973. 

— Die Caisse de mutualite sociale 
agricole (Gegenseitigkeitskasse 
der Sozialversicherung in der 
Landwirtschaft) für Unfälle nach 
dem 30. Juni 1973. 

bb) bei Rentenzuschlägen: — Caisse des depöts et consigna- 

tions (Depositenkasse), Arcueil 
(94) für Unfälle vor dem 1. Juli 
1973. 

— Caisse de mutualite sociale 
agricole (Gegenseitigkeitskasse 
der Sozialversicherung in der 
Landwirtschaft) für Unfälle nach 
dem 30. Juni 1973." 

e) Abschnitt G. Luxemburg: 

(1) Krankheit, Mutterschaft: 
der Wortlaut unter a) erhält 

folgende Fassung: ,,a) bei Anwendung des Artikels 

28 Abs. 2 der Verordnung: Caisse nationale d'assurance-mala- 

die des ouvriers (Staatliche Arbei- 
terkrankenkasse) " 

(2) Der Wortlaut unter 6. 

Sterbegeld erhält folgende 

Fassung: »bei Anwendung des Artikels 66 

der Verordnung: Caisse nationale d'assurance-mala- 

die des ouvriers (Staatliche Arbei- 
terkrankenkasse) " 

f) Abschnitt I. Vereinigtes 

Königreich: unter 2. Geld- 
leistungen ist anzufügen: „Gibraltar Department of Labour and Social 

Security (Ministerium für Arbeit 
und Soziale Sicherheit), Gibraltar." 

5. Anhang 3 wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

a) Abschnitt C. Deutschland: unter 1. a und 2. a werden folgende Worte gestrichen: 

„oder wo eine solche nicht besteht, für den Wohnort oder den 
Aufenthaltsort der betreffenden Person zuständige Landkranken- 
kasse." 

— unter l.b treten die Worte „bei einer landwirtschaftlichen Kran- 
kenkasse" an die Stelle der Worte „bei einer Landkrankenkasse". 

— unter 1. c ist nur in der deutschen Fassung das Wort „Arbeit- 
nehmer" durch das Wort „Arbeiter" zu ersetzen. 

b) Abschnitt I. Vereinigtes 

Königreich, unter 2. - Geld- 
leistungen, wird am Schluß 
hinzugefügt: „Gibraltar 


6. Anhang 4 wird wie folgt er- 
gänzt: 

Abschnitt I. Vereinigtes König- 
reich: am Schluß wird hinzu- 
gefügt: „Gibraltar Department of Health and Social 

Security - Overseas Group (Mini- 
sterium für Gesundheit und Soziale 
Sicherheit - Abt. Ausland), New- 
castle-upon-Tyne. " 


Department of Labour and Social 
Security (Ministerium für Arbeit 
und Soziale Sicherheit), Gibraltar." 
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7. Anhang 6 wird wie folgt ge- 
ändert: 

Abschnitt C. Deutschland 
Der Wortlaut unter 2. erhält 

folgende Fassung: ,, a ) i m Verhältnis zu Belgien, Da- 

nemark, Frankreich, Irland, 

Luxemburg und dem Vereinig- 
ten Königreich: unmittelbare Zahlung 

b) im Verhältnis zu Italien und 

den Niederlanden: Zahlung über die Verbindungs- 

stellen (nach Artikel 53 bis 58 der 
Durchführungsverordnung in Ver- 
bindung mit den in Anhang 5 ge- 
nannten Bestimmungen)." 

8. Anhang 7 wird wie folgt er- 
gänzt: 

Abschnitt I. Vereinigtes König- 
reich, erhält am Schluß folgen- 
den Zusatz: „Gibraltar Barclays Bank, Gibraltar." 

9. Anhang 9 wird wie folgt ge- 
ändert: 

In Abschnitt C. Deutschland 
wird unter 1. und 2. folgendes 

gestrichen: ,,b) Landkrankenkassen", und die folgenden Buchstaben rücken ent- 

sprechend vor. 

10. Anhang 10 wird wie folgt ge- 
ändert: 

Abschnitt C. Deutschland 
Der Wortlaut unter 6. erhält 

folgende Fassung: „6. Bei Anwendung des Artikels 

91 der Durchführungsverord- 
nung: a) für Familienbeihilfen (Kinder- 

geld), die einer Person für eine 
Waise gewährt werden, das 
Arbeitsamt Nürnberg; 
b) für Kinderzuschüsse zu den 
Renten der gesetzlichen Renten- 
versicherungen, die in Anhang 
2 Abschnitt C Nummer 2 als 
zuständige Träger genannten 
Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter, der Rentenver- 
sicherung der Angestellten und 
der knappschaftlichen Renten- 
versicherung." 

— der Bestimmungen zu Anhang V Abschnitt G - 
Luxemburg der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71, 
der Anhänge 2, 3 und 9 jeweils Abschnitt C - 
Deutschland und zu Anhang 2 Abschnitt G - 
Luxemburg der Verordnung (EWG) Nr. 574/72, 
die in den Beziehungen zwischen den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft in deren ursprüng- 
lichen Zusammensetzung zum 1. Oktober 1972 
wirksam werden, 

— der Bestimmungen zu Anhang 2 Abschnitt D - 
Frankreich der Verordnung (EWG) Nr. 574/72, 
die zum 1. Juli 1973 wirksam werden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Sie wird am 1. April 1973 wirksam, mit Ausnahme 

— der Bestimmungen zu Artikel 15 sowie zu An- 
hang V Abschitt C - Deutschland oder Verord- 
nung (EWG) Nr. 1408/71 und zu Artikel 46 
Abs. (3) der Verordnung (EWG) Nr. 574/72, die 
in den Beziehungen zwischen den Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft in deren ursprünglichen 
Zusammensetzung zum 19. Oktober 1972 wirk- 
sam werden, 
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Begründung 

Artikel 1: Änderungen der Verordnung (EWG) Nr. 
1408/71 

Absätze 1 und 4 r Nr. (2): Freiwillige Versicherung 
rung 

Das Rentenreformgesetz vom 16. Oktober 1972 hat 
u. a. das Recht der freiwilligen Versicherung in 
Deutschland geändert. Alle Einwohner der Bundes- 
republik (außer Beamten und diesen Gleichgestellte) 
und alle Deutschen im Ausland können freiwillige 
Beträge entrichten, sofern sie nicht bereits pflicht- 
versichert sind. Das Recht zur freiwilligen Versiche- 
rung schließt das Recht auf Erstattung der Beiträge 
aus (§ 1303 RVO). 

Durch die Änderungen des Anhangs V Abschnitt C. 
Deutschland sollen die Staatsangehörigen der 
übrigen Mitgliedstaaten ebenfalls das Recht zur 
freiwilligen Versicherung erhalten, wenn gewisse 
Beziehungen zur deutschen Versicherung bestanden 
haben. 

Die Erweiterung der freiwilligen Versicherung 
bietet die Möglichkeit, auf die einschränkenden 
Bestimmungeg des Artikels 15 Abs. 3 Unterabsatz 2 
zu verzichten. 

Da das Rentenreformgesetz ferner eine Nachentrich- 
tung freiwilliger Beträge vom 1. Januar 1956 an 
zuläßt, soll dieses Recht auch den Staatsangehörigen 
der übrigen Mitgliedstaaten eingeräumt werden. 

Absatz 2: Anhang III 

Bei den durch die Erweiterung der Gemeinschaft 
notwendig gewordenen technischen Anpassungen 
sind die in Nordirland geltenden Rechtsvorschriften 
nicht aufgeführt worden. Es handelt sich deshalb um 
eine formelle Änderung. 

Absatz 3: Anhang IV 

Das italienische Verfassungsgericht hat Artikel 10 
des Königlichen Gesetzeserlasses Nr. 636 vom 
14. April 1939 für verfassungswidrig erklärt, weil er 
eine Diskriminierung zwischen Arbeitern und Ange- 
stellten bei der Bemessung des Grades der Erwerbs- 
unfähigkeit enthält. Der genannte Artikel bestimm- 
te, daß eine Erwerbsunfähigkeit von dem Zeitpunkt 
an anzuerkennen sei, von dem an die Erwerbsfähig- 
keit eines Angestellten um mehr als die Hälfte und 
eines Arbeiters um mehr als zwei Drittel vermindert 
ist. 

Auf Grund dieses Urteils ist diese Vorschrift ge- 
ändert worden und bestimmt jetzt: „Ein Versicher- 
ter ist erwerbsunfähig, wenn seine Erwerbsfähigkeit 
in einer seinen Fähigkeiten entsprechenden Beschäf- 
tigung auf Grund eines Gebrechens oder körper- 
licher oder geistiger Behinderung für dauernd um 
mehr als die Hälfte vermindert ist." 

In Anbetracht dieser Änderung der italienischen 
Rechtsvorschriften sind die vergleichenden Über- 
sichten Belgien, Frankreich und Luxemburg zu 
ändern. 


Absatz 4, Nr. (1), (3) c) und (5): Bestimmung des Be- 
griffes „Familienangehöriger" 

Der Ausdruck „Familienangehöriger" ist in den 
Rechtsvorschriften der neuen Mitgliedstaaten in be- 
zug auf Sachleistungen begrifflich nicht bestimmt. 
Für die Anwendung der Artikel 22 Abs. 1 Buchstabe 
a und 31 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (Fami- 
lienangehörige eines Arbeitnehmers oder Renten- 
berechtigten, die in einem dieser Mitgliedstaaten 
wohnen und vorübergehend sich in einem anderen 
Mitgliedstaat aufhalten und dort Sachleistungen be- 
nötigen) ist jedoch eine Begriffsbestimmung erfor- 
derlich, weil die Begriffsbestimmung in Artikel 1 
Buchstabe f der Verordnung Nr. 1408/71 auf die 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes verweist. 

Es wird vorgeschlagen, für das Vereinigte König- 
reich die Rechtsvorschriften über die staatliche Ver- 
sicherung und über Arbeitsunfälle zugrunde zu 
legen, in denen für die Gewährung von Geldleistun- 
gen eine Bestimmung des Begriffes „unterhalts- 
berechtigte Person" enthalten ist. 

In den irischen Gesetzen von 1947 bis 1970 über das 
Gesundheitswesen (Health Acts) wird lediglich der 
Ausdruck „Erwachsene und unterhaltsberechtigte 
Personen" verwendet. Der Begriff „unterhaltsberech- 
tigte Person" ist nicht bestimmt. Es handelt sich 
hierbei um eine Tatfrage, die nur von der Be- 
urteilung durch die Beamten des Gesundheitswesens 
abhängt, deren Entscheidung jedoch vor einem Ge- 
richt angefochten werden kann. 

In Dänemark sehen drei verschiedene Sozialgesetze 
Sachleistungen vor, nämlich: 

1. Das Gesetz über die öffentliche Gesundheit, das 
die Gewährung anderer Leistungen bei Krank- 
heit als Leistungen durch Krankenhäuser und für 
Körperersatzstücke regelt; 

2. das Krankenhausgesetz, das die Gewährung der 
Leistungen in Krankenhäusern regelt; 

3 das Gesetz über die berufliche Wiederertüchti- 
gung, das die Gewährung von Körperersatz- 
stücken regelt. 

Da nur das Gesetz über die öffentliche Gesundheit 
eine Begrenzung des Begriffes „Familienange- 
höriger" enthält, ist dieses Gesetz für sämtliche im 
Falle eines Aufenthaltes in einem anderen Mitglied- 
staat zu gewährenden Sachleistungen zugrunde zu 
legen. 

Absatz 4, Nr. (l) r (3) c) und (5): Leistungen gleicher 
Art 

Die Witwenrente wird im Vereinigten Königreich in 
eine Altersrente umgewandelt, wenn die Witwe die 
Altersgrenze erreicht. Da die Doppelleistungsbestim- 
mungen in jedem Land andere sind, kann eine 
Witwe in manchen Ländern eine Alters- und Wit- 
wenrente gleichzeitig beziehen. In anderen Ländern 
wird die Witwenrente in eine gleich hohe Alters- 
rente umgewandelt, und in Irland behält die Witwe 
ihren Anspruch auf die Witwenrente, sofern sie 
nicht Anspruch auf eine höhere Altersrente hat. Die 
gleiche Frage ergibt sich in Dänemark nicht nur 
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bezüglich der Witwen- und Altersrenten, sondern 
auch bei den Invaliditätsrenten. Da auch die Alters- 
grenze von Land zu Land verschieden ist, können 
sich Verschiebungen ergeben, die in vielen Fällen 
eine andere Aufteilung der Leistungskosten und 
eine Verringerung der den Witwen und Erwerbs- 
unfähigen geschuldeten Leistungen zur Folge haben, 
die nicht in der Absicht der Urheber der Verord- 
nungen lag. Zur Vermeidung dieser Unbilligkeiten 
ist in Anhang V ein Absatz aufzunehmen, in dem 
bestimmt wird, daß diese Renten in bezug auf die 
betreffenden drei Mitgliedstaaten als Leistungen 
gleicher Art im Sinne des Artikels 12 Abs. 2 gelten. 

Absatz 4, Nr. (3): Sachleistungen - Irland 

Der Anfang des Absatzes 3 muß mit dem Wortlaut 
des Absatzes 4 im Abschnitt Dänemark abgestimmt 
werden. Ferner ist die Nennung des Artikels 19 
Abs. 2 der Verordnung zu streichen, da der Fall der 
Familienangehörigen eines Arbeitnehmers, für den 
die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaa- 
tes als Irland gelten, wo diese Familienangehörigen 
wohnen, in einem neuen Absatz 3 a zu regeln ist, 
wie nachstehend ausgeführt wird. 

Der neue Absatz 3 a präzisiert den neuen Unter- 
absatz 2 in Artikel 19 Abs. 2. Die irischen Rechts- 
vorschriften über Sachleistungen unterscheiden sich 
nämlich von den dänischen und britischen Rechts- 
vorschriften, die auch auf die Gesamtheit der Lan- 
deseinwohner angewandt werden, dadurch, daß der 
Umfang des Leistungsanspruchs erheblich vom Ein- 
kommen jedes Landesbewohners abhängt. 

Die irischen Landeseinwohner sind in drei Gruppen 
unterteilt: 

— Zur ersten Gruppe gehören die Landeseinwohner 
mit niedrigem Einkommen, die Anspruch auf 
kostenlose Gewährung sämtlicher Sachleistungen 
haben; 

— * zur zweiten Gruppe gehören die Landesein- 
wohner mit mittlerem Einkommen, die Anspruch 
auf kostenlose Behandlung in Krankenanstalten 
haben; 

— zur dritten Gruppe gehören die Landeseinwohner 
mit einem Jahreseinkommen von mehr als 
£ 1.600, die nur einen sehr begrenzten Anspruch 
auf spezifische Leistungen haben (bei Tuberku- 
lose und für ihre Kinder bei schwerer Krankheit 
von längerer Dauer, z. B. Geisteskrankheiten). 

Nun hätte die Anwendung des Artikels 19 Abs. 2 
Unterabsatz 2, der bekanntlich auf dem Grundsatz 
beruht, daß der zuständige Träger die Kosten für 
die den Familienangehörigen allein auf Grund der 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes zu gewährenden 
Leistungen übernimmt, zur Folge, daß für diese 
Familienangehörigen hinsichtlich des Umfangs des 
Anspruchs Ungleichheiten bestehen blieben, die 
sich aus der Anwendung der irischen Rechtsvor- 
schriften ergeben, obwohl die Familienangehörigen 
in einer Reihe von Fällen auf Grund der Pflichtver- 
sicherung des Arbeitnehmers nach den Rechtsvor- 
schriften eines anderen Mitgliedstaates, wenn sie 
dort wohnten, einen viel größeren Anspruch hätten. 


Diese Sachlage steht im Widerspruch zu dem bei 
den technischen Anpassungen in Anhang I des Bei- 
trittsvertrages 5 ) aufgenominenen Absatz 3, der vor 
allem den Familienangehörigen aller Arbeitnehmer, 
für die die Rechtsvorschriften eines anderen Mit- 
gliedstaates als Irland gelten, kostenlose Gewäh- 
rung aller in den irischen Rechtsvorschriften vor- 
gesehenen Sachleistungen sicherstellen soll. Obwohl 
mit diesem Absatz 3 die Änderungen im Kapitel 
Krankheit/Mutterschaft berücksichtigt werden sol- 
len, würde seine Anwendung im Sonderfall dieser 
Familienangehörigen nicht den gewünschten Erfolg 
zeitigen, weil Artikel 19 Abs. 2 Unterabsatz 2 die 
Ausübung einer beruflichen Tätigkeit durch die 
Mutter oder durch die für die Kinder sorgende 
Person anlastet. 

Da es offenbar nicht möglich war, in Artikel 19 Abs. 2 
Unterabsatz 2 alle erforderlichen Einzelheiten nie- 
derzulegen, ohne den Wortlaut dieser Bestimmung 
zu schwerfällig werden zu lassen, wird jetzt vor- 
geschlagen, nach Absatz 3 im Anhang V, Irland, 
einen neuen Absatz 3 a einzufügen. Diese Bestim- 
mung enthält vor allem den allgemeinen Grundsatz, 
wonach die in Irland wohnenden Familienange- 
hörigen eines Arbeitnehmers, für den die Rechts- 
vorschriften eines anderen Mitgliedstaates als 
Irland gelten, Anspruch auf ebenso umfassende 
Sachleistungen haben wie die zur ersten der ge- 
nannten drei Gruppen gehörigen Landeseinwohner. 
Zweitens wird der Grundsatz festgelegt, daß die 
Kosten für diese Leistungen von dem Träger zu 
übernehmen sind, bei dem der Arbeitnehmer ver- 
sichert ist. Und schließlich wird der Sonderfall der 
Kostenübernahme geregelt, wenn die Mutter oder 
die für die Kinder sorgende Person in Irland eine 
berufliche Tätigkeit ausübt. Im letzteren Falle 
gehen die Kosten für die den zur ersten Gruppe 
gehörigen Familienangehörigen gewährten Leistun- 
gen gänzlich zu Lasten des irischen Trägers, und 
die Kosten für die den zur dritten Gruppe gehörigen 
Familienangehörigen gewährten Leistungen über- 
nimmt der zuständige Träger, weil der Leistungs- 
anspruch dieser Angehörigen auf Grund der Pflicht- 
versicherung des Arbeitnehmers auf den vom zu- 
ständigen Träger anzuwendenden Rechtsvorschrif- 
ten beruht. Was die zur zweiten Gruppe gehörigen 
Familienangehörigen anbelangt, so ist der Betrag 
für die gewährten Leistungen, die sie auf Grund nur 
der irischen Rechtsvorschriften beanspruchen könn- 
ten, vom irischen Träger zu übernehmen, und die 
Kosten für die Leistungen, die auf Grund dieser 
Rechtsvorschriften nur für die zur ersten Gruppe 
gehörenden Familienangehörigen vorgesehen und 
diesen gewährt werden, vom zuständigen Träger zu 
übernehmen. 

Absatz 4, Nr. (4): Luxemburg 

Das Gesetz vom 3. September 1972 über die Ände- 
rung verschiedener Rechtsvorschriften für die in 
Luxemburg auf Beiträgen beruhenden Renten- 
systeme ist die Gewährung des unveränderlichen 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1973 
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Rententeils zu Lasten des Staates und der Gemein- 
den zusätzlich zur Voraussetzung einer Anwart- 
schaft von fünf Versicherungsjahren von einer 
Wohnzeit in Luxemburg von 180 Monaten abhängig 
gemacht worden. Da einerseits für den unveränder- 
lichen Rententeil eine Wohnsitzbestimmung dazu- 
gekommen ist, so ist andererseits darauf hinzu- 
weisen, daß die für eine Altersrente vorgeschriebene 
Versicherungsanwartschaft gekürzt worden ist. 
Diese Anwartschaft war vorher wie folgt festgelegt: 

a) Zehn Jahre im System für Arbeiter, 

b) 60 Monate im System für Privatangestellte, wenn 
diese Anwartschaft mit dem 55. Lebensjahr er- 
füllt war. Anderenfalls wurde die Antwartschaft 
von 60 Monaten um die Zahl der bis zu 60 
fehlenden Monate verlängert. 

Ist die Voraussetzung der luxemburgischen Wohn- 
zeit nicht erfüllt, wohl aber die Anwartschaft (ge- 
gebenenfalls unter Berücksichtigung von Abkom- 
mensbestimmungen und zwischenstaatlichen Rege- 
lungen), so hat der Versicherte Anspruch auf den 
unveränderlichen Rententeil entsprechend der Zahl 
der Monate, die er im Verhältnis zur Gesamtzahl 
der für die Gewährung des vollen unveränderlichen 
Teils vorgeschriebenen Monate tatsächlich in 
Luxemburg gewohnt hat. Auf Grund dieser neuen, 
am 1. Oktober 1972 in Kraft getretenen Bestimmun- 
gen ginge jeglicher Anspruch der im Großherzog- 
tum Beschäftigten, die dort nicht wohnen, auf den 
unveränderlichen Rententeil verloren. Dies beträfe 
insbesondere die Grenzgänger und Saisonarbeiter. 
Die Zusatzbestimmung, deren Aufnahme in Anhang 
V vorgeschlagen wird, soll diesen Nachteil be- 
seitigen, indem die nach den luxemburgischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten für die genannten Arbeitnehmergruppen für 
die Gewährung des unveränderlichen Rententeils 
Wohnzeiten in Luxemburg gleichgestellt werden. 

Absatz 4, Nr. (5), Ziffer 10: Nichtanwendung des Ar- 
tikels 46 Absätze 2 und 3 auf die gestaffelten Ren- 
ten im Vereinigten Königreich 

Die gestaffelten Renten wurden im Vereinigten 
Königreich erstmalig im Jahre 1961 eingeführt. Der 
verhältnismäßig niedrige Betrag dieser Rente rich- 
tet sich direkt nach dem Betrag der entrichteten Bei- 
träge, ist aber nicht von den Versicherungszeiten 
abhängig, auf die sich die Rentenberechnung nach 
Artikel 46 der Verordnung stützt. Ferner stimmt die 
Zahlung der gestaffelten Beiträge nicht immer mit 
der Zahlung der Beiträge für die normale Einheits- 
rente (flat rate pension) überein. Arbeitnehmer mit 
einem bescheidenen Arbeitsentgelt zahlen nämlich 
keine gestaffelten Beiträge, und außerdem entrich- 
ten manche Witwen und zahlreiche verheiratete 
Frauen nur gestaffelte Beiträge, weil es ihnen frei- 
steht, keine Einheitsbeiträge zu entrichten, während 
sie zur Zahlung der gestaffelten Beiträge gezwun- 
gen sind. 

Auf Grund der bis 1. April 1973 (Zeitpunkt des In- 
krafttretens der Verordnungen im Vereinigten 
Königreich) gültigen zweiseitigen Abkommen über 


soziale Sicherheit unterlag daher die gestaffelte 
Rente keinen pro-rata-temporis-Berechnungen, und 
das Vereinigte Königreich zahlte den vollen Betrag. 
Da es faktisch unmöglich ist, für diese Renten- 
bestandteile einen theoretischen Betrag zu errech- 
nen und die Zeiten zu ermitteln, für die die Beiträge 
entrichtet wurden, so kann Artikel 46 Abs. 2 auf die 
gestaffelten Leistungen nicht angewandt werden. 
Zur Anwendung des Artikels 46 Abs. 3 ist zu be- 
merken, daß die gestaffelte Rente, da der Anspruch 
darauf stets ohne Zusammenrechnung besteht, im- 
mer gekürzt werden könnte, selbst dann, wenn der 
Anspruch auf die Einheitsrente nur durch die An- 
rechnung in einem anderen Mitgliedstaat zurück- 
gelegter Zeiten begründet wäre. 

Im letzteren Falle könnte auf Grund der britischen 
Rechtsvorschriften nur der gestaffelte Rententeil 
gekürzt werden. Weil es dabei um einen geringen 
Leistungsbetrag geht (£ 1,50 pro Woche nach zehn 
Beitragsjahren), so ist eine Kürzung des gestaffelten 
Rententeils gemäß Artikel 46 Abs. 3 nicht angezeigt. 

Wenn ferner das diesbezügliche Vorhaben der briti- 
schen Regierung durchgeführt wird, so wird das 
System der gestaffelten Leistungen im Jahre 1975 
nicht mehr bestehen. 

Aus all diesen Gründen bestimmt Ziffer 10 im An- 
hang V Abschnitt I. Vereinigtes Königreich, daß 
Artikel 46 Absätze 2 und 3 auf die gestaffelten 
Altersleistungen nicht anzuwenden sind. 

Absatz 4, Nr. (5), Ziffer 11: Der Berechnung der lohn- 
bezogenen Leistungen des Vereinigten Königreichs 
zugrunde zu legendes Arbeitsentgelt 

Artikel 23 Abs. 1 und Artikel 68 Abs. 1 der Verord- 
nung betreffen die Berechnung der lohnbezogenen 
Leistungen bei Krankheit oder Arbeitslosigkeit. 
Diese Artikel sind für Systeme beabsichtigt, in 
denen die Leistungen in vollem Umfang lohnbe- 
zogen sind und die Höhe der kurzzeitigen Leistun- 
gen vom letzten Arbeitsentgelt des Versicherten ab- 
hängt. Die gestaffelten Leistungen im britischen 
System sind aber Zulagen zu Pauschalleistungen, 
und die Höhe dieser Zulagen hängt nicht vom zu- 
letzt bezogenen Arbeitsentgelt ab, sondern von dem 
während eines Steuerjahres bezogenen Durch- 
schnittsentgelt, wobei das Steuerjahr mehr als zwei 
Jahre vor der Anspruchsbegründung liegen kann. 
Das gleiche gilt für die zeitweiligen Leistungen für 
Witwen gemäß Artikel 47 der Verordnung. 

Würden Artikel 23 Abs. 1, Artikel 47 und Artikel 68 
Abs. 1 der Verordnung bei der Berechnung der briti- 
schen gestaffelten Leistungen angewandt, so hätten 
neu in das Vereinigte Königreich zugewanderte 
Arbeitnehmer nach vier Wochen Beschäftigungszeit 
Anspruch auf erheblich höhere Leistungen als 
Arbeitnehmer, die sich z. B. schon zwei Jahre im 
Vereinigten Königreich befinden, und zwar infolge 
der jährlich erfolgenden Lohnanhebung. Es ist des- 
halb für die in einem anderen Mitgliedstaat zurück- 
gelegten Beschäftigungszeiten für das betreffende 
Steuerjahr ein fiktives Arbeitsentgelt zu ermitteln, 
das in gewissem Umfang dem Entgelt entspricht, 
das der Arbeitnehmer während derselben Zeit be- 
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zogen hätte, wenn er im Gebiet des Vereinigten 
Königreichs beschäftigt gewesen wäre. 

Dieses fiktive Entgelt ist der durchschnittliche 
Wochenlohn, der dem durchschnittlichen Wochen- 
satz der veränderlichen Zulage entspricht, die vom 
Statistischen Amt der Regierung für sämtliche Emp- 
fänger für das lautende Jahr der veränderlichen 
Leistungen festgesetzt wird. 

Das Vereinigte Königreich hat zugesagt, der Ver- 
waltungskommission alljährlich eine Aufzeichnung 
mit Einzelheiten über das vom Statistischen Amt 
der Regierung angewandte Verfahren einzureichen. 
Das Statistische Amt der Regierung des Vereinigten 
Königreichs hat den für das am 31. Dezember 1973 
auslaufende Leistungsjahr anzurechnenden Durch- 
schnittswochenverdienst wie folgt errechnet: 



Krankheit 

und 

Witwen- 


Arbeitslosig- 

beihilfe- 


keit 

zuschlag 


£ pro Woche 

£ pro Woche 

Männer 

26 

— 

Frauen 

17 

26 6 ) 


Das Statistische Amt der Regierung hat in seinem 
Bericht folgenden Kommentar dazu gegeben: 

„Die Beträge ergeben sich wie folgt: Statistiken 
liegen für neuere Zeiträume vor (Juni 1970 bis Mai 
1971 für Krankengeld, und spätere Zeiträume für 
andere Leistungen), die eine Aufschlüsselung der 
Zahl der Zuschlagsempfänger entsprechend der 
Höhe des Zuschlages ermöglichen. Diese Sätze wur- 
den ermittelt, um Änderungen der Lohnstufen sowie 
jede Änderung der Schwankungsbreite der Löhne, 
nach denen sich die Leistung richtet 7 ), zu berück- 
sichtigen, und der im entsprechenden Leistungsjahr 
zu zahlende durchschnittliche Leistungsbetrag ist 
errechnet worden. Die Durchschnittswerte der Lei- 
stungen bei Krankheit und Arbeitslosigkeit wurden 
im Verhältnis zu dem für jede dieser Leistungen 
gezahlten Zuschußbetrag zusammengestellt. Zuletzt 
ist das Entgelt berechnet worden, durch das sich 
diese Leistungen erhöhen." 

Absatz 4, Nr. (5), Ziffer 14: Anwendung der Verord- 
nung auf Gibraltar 

Auf Grund des Artikels 227 Abs. 4 des Rom-Ver- 
trages gelten die Verordnungen auch im Gebiet 
Gibraltar. Die Rechtsvorschriften dieses Gebietes 
sind mit denen des Vereinigten Königreichs fast 
identisch. Manche in diesen Rechtsvorschriften vor- 
gesehenen beitragsunabhängigen Leistungen wer- 
den jedoch außerhalb dieses Gebietes nur britischen 
Staatsangehörigen und Personen mit Wohnsitz in 
Gibraltar gewährt. Da der Ausdruck „Wohnsitz" in 
den Verordnungen nicht verwendet wird und er 
nicht das gleiche bedeutet wie „Wohnort", ist in 
Anhang V eine Bestimmung aufzunehmen, um die 
Ausfuhr der in Betracht kommenden Leistungen für 
Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten dadurch sicherzu- 

* 5 ) Nach dem Einkommen des Ehemanns berechnet. 

”) Die Schwankungsbreite der Löhne, nach denen der Zu- 
schlag berechnet wird, war im September 1971 und im 
Oktober 1972 geändert worden. 


stellen, die keinen Wohnsitz in Gibraltar haben, 
daß der Wohnort in einem Mitgliedstaat dem Wohn- 
sitz in Gibraltar gleichgestellt wird. 

Absatz 5, Nr. (1) bis (8): 

Der englische Text der Verordnung Nr. 1408/71 ent- 
hält einige Fehler, die bei der Abfassung und Ver- 
öffentlichung unterlaufen sind. Die Änderungen - es 
handelt sich um Berichtigungen von Druckfehlern 
und Fehlern sprachlicher Natur - sind also nur in 
der englischen Fassung vorzunehmen. 

Artikel 2: Änderungen der Verordnung Nr. 574/72 

Absätze 1 und 2: Freiwillige Versicherung 
(vgl. Artikel 1 Absätze 1 und 4 Nr. 2) 

Absatz 3, Absatz 4 (f), Absatz 5 (b), Absatz 6 und 
Absatz 8: Anwendung der Verordnungen auf Gibral- 
tar 

(vgl. Artikel 1 Abs. 4 Nr. 5 Ziffer 14) 

Absatz 4 a), b), c), Absatz 5 a), Absatz 9: Kranken- 
versicherung (Deutschland) 

Durch Gesetz vom 10. August 1972 über die Kran- 
kenversicherung der Landwirte sind die Landkran- 
kenkassen mit Wirkung vom 1. Oktober 1972 an 
aufgelöst und neue Landwirtschaftliche Kranken- 
kassen geschaffen worden. Auch diese Kranken- 
kassen sind in den Geltungsbereich der Verord- 
nungen einbezogen, da sie zum allgemeinen System 
der Krankenversicherung gehören, das in seiner 
Zielsetzung in erster Linie für Arbeitnehmer be- 
stimmt ist. Mit der Änderung der Anhänge soll 
dieser Änderung Rechnung getragen werden. Son- 
stige Änderungen betreffen die Beseitigung einiger 
Ubersetzungs- bzw. Schreibfehler. 

Absatz 4 d): Unfallversicherung (Frankreich) 

Durch Gesetz Nr. 72-965 vom 25. Oktober 1972 über 
die Versicherung der Arbeitnehmer in der Landwirt- 
schaft gegen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
ist die Versicherung der landwirtschaftlichen 
Arbeiter gegen diese Risiken zur Pflichtversicherung 
geworden und zum Träger dieser Versicherung die 
Gegenseitigkeitskasse der Sozialversicherung in der 
Landwirtschaft bestimmt worden, wodurch das in 
diesem Bereich früher eingerichtete System tief- 
greifend geändert wurde. Das Gesetz wird am 
1. Juli 1973 in Kraft treten. Die neuen Rechtsvor- 
schriften haben einige Änderungen in Anhang 2 der 
Verordnung zur Folge. 

Absatz 4e): Krankenversicherung der Rentner 
(Luxemburg) 

Die luxemburgische Regierung hat für die Durch- 
führung des Artikels 28 Abs. 2 und des Artikels 66 
der Verordnung Nr. 1408/71 die Staatliche Arbeiter- 
krankenkasse als zuständigen Träger bestimmt. An- 
hang 2 der Verordnung Nr. 574/72 ist daher ent- 
sprechend zu ändern. 


il 
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Absatz 7: Verfahren der Leistungszahlung (Deutsch- 
land) 

Diese Änderung bezweckt die Verminderung der 
innerstaatlichen Verwaltungskosten. 

Absatz 10: Anhang 10 

Diese Änderung bezweckt eine größere redak- 
tionelle Klarheit. 

Artikel 3: Inkrafttreten 

Der Zeitpunkt 1. April 1973 entspricht einem An- 
liegen nach verwaltungsmäßiger Vereinfachung, da 
die Verordnungen in den neuen Mitgliedstaaten 


von diesem Zeitpunkt an gelten. Es wäre nämlich 
sehr unzweckmäßig, den nationalen Verwaltungen 
der Mitgliedstaaten für die verschiedenen Artikel 
und Anhänge mehrere Zeitpunkte für das Inkraft- 
treten vorzuschreiben. 

Da jedoch die Verordnungen in den Beziehungen 
zwischen den ursprünglichen Mitgliedstaaten seit 
dem 1. Oktober 1972 in Kraft sind, sollen die Ände- 
rungen zur Beseitigung von Ubersetzungs- bzw. 
Schreibfehlern vom 1. Oktober 1972 an in Kraft 
treten. 

Änderungen, die sich aus Änderungen in den natio- 
nalen Rechtsvorschriften ergeben, sollen zum Zeit- 
punkt des Inkrafttretens der Gesetze, die diesen 
Änderungen zugrunde liegen, in Kraft treten. 
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